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Antrag der Kommission für Energie, Verkehr und Umwelt* vom 20. April 2010

4617 a
Energiegesetz
(Änderung vom . . . . . . . . . . . .; Stromversorgung)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in die Anträge des Regierungsrates vom 12. Au-
gust 2009 und der Kommission für Energie, Verkehr und Umwelt vom
20. April 2010,

beschliesst:

I. Das Energiegesetz vom 19. Juni 1983 wird wie folgt geändert:

Zweck§ 1. Dieses Gesetz bezweckt,
lit. a–d unverändert;
e. den Vollzug des Bundesgesetzes vom 23. März 2007 über die Strom-

versorgung (StromVG) zu regeln.

Titel nach § 8:

II a. Vollzug des Stromversorgungsgesetzes

Zuteilung 
der Netzgebiete

§ 8 a. 1 Der Regierungsrat teilt die gesamte Fläche des Kantons in
Netzgebiete auf und weist sie den Netzbetreibern zu. Diese betreiben
innerhalb ihres Netzgebietes das lokale und das regionale Verteilnetz. 

2 Bei der Aufteilung und Zuweisung berücksichtigt der Regie-
rungsrat die bestehenden Eigentumsverhältnisse an den Elektrizitäts-
netzen und vertragliche Regelungen über die Netze. Das Gebiet einer
politischen Gemeinde wird in der Regel den in dieser Gemeinde täti-
gen Netzbetreibern zugewiesen.

* Die Kommission besteht aus folgenden Mitgliedern: Ruedi Menzi, Rüti
(Präsident); Peter Anderegg, Dübendorf; John Appenzeller, Stallikon; Antoine
Berger, Kilchberg; Robert Brunner, Steinmaur; Willy Germann, Winterthur; Lo-
renz Habicher, Zürich; Hanspeter Haug, Weiningen; Martin Mossdorf, Bülach;
Peter Reinhard, Kloten; Luzius Rüegg, Zürich; Benno Scherrer Moser, Uster;
Priska Seiler Graf, Kloten; Gabriela Winkler, Oberglatt; Sabine Ziegler, Zürich;
Sekretärin: Franziska Gasser.
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3 Bestehende Netzgebiete werden nur ausnahmsweise aufgeteilt. 
4 Vor der Bildung und Zuweisung der Netzgebiete werden die

Netzbetreiber und die Gemeinden angehört. Die zuständige Direktion
des Regierungsrates kann Pläne und weitere Unterlagen einfordern.

Leistungs-
auftrag

§ 8 b. Der Regierungsrat kann die Netzbetreiber mittels Leis-
tungsaufträgen nach Art. 5 Abs. 1 StromVG zu Leistungen verpflich-
ten, die folgenden Zwecken dienen: 
a. Verbesserung der Grundversorgung über das durch Art. 5–7

StromVG gebotene Mass,
b. Verbesserung der Versorgungssicherheit über das durch Art. 8

StromVG gebotene Mass, insbesondere zur Bewältigung von aus-
serordentlichen Lagen,

c. Effizienzsteigerung der Elektrizitätsverwendung,
d. Erbringung von Energiedienstleistungen, insbesondere zur Bereit-

stellung von Wärme, Kälte, Licht und mechanischer Arbeit.

Anschlussrecht 
und Anschluss-
pflicht

§ 8 c. 1 Im einem Netzbetreiber zugewiesenen Gebiet ist aus-
schliesslich dieser berechtigt, Netzanschlüsse für Endverbraucher zu
erstellen. 

2 Ein Netzbetreiber ist verpflichtet, sämtliche Endverbraucher sei-
nes Gebiets anzuschliessen, ausgeschlossen diejenigen Endverbrau-
cher, die von ihrem Anschlussrecht keinen Gebrauch machen wollen.
Befindet sich der Endverbraucher ausserhalb der Bauzone, dürfen ihm
höchstens die tatsächlich verursachten Anschlusskosten auferlegt wer-
den. Im Streitfall entscheidet der Netzbetreiber mit Verfügung.

3 Ein Netzbetreiber kann einen Endverbraucher ausserhalb seines
Netzgebietes anschliessen, wenn dieser, die betroffenen Netzbetreiber
und Gemeinden sowie die zuständige Direktion zustimmen.

Angleichung 
unterschied-
licher Netz-
nutzungstarife

§ 8 d. Der Regierungsrat kann Massnahmen gemäss Art. 14
Abs. 4 StromVG zur Angleichung unverhältnismässiger Unterschiede
bei den Netznutzungstarifen beschliessen.

Rechtsschutz § 8 e. 1 Das Verwaltungsgericht beurteilt im Klageverfahren Strei-
tigkeiten betreffend das Anschlussrecht gemäss § 8 c Abs. 1 und 3. 

2 Der Regierungsrat entscheidet über Rekurse betreffend diejeni-
gen Anteile im Elektrizitätstarif, die Abgaben und Leistungen an das
Gemeinwesen darstellen. 
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II. Diese Gesetzesänderung untersteht dem fakultativen Refe-
rendum.

Zürich, 20. April 2010

Im Namen der Kommission
Der Präsident: Die Sekretärin:
Ruedi Menzi Franziska Gasser


